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sellschaftlichen Kräften erhoben.** Es geht dabei um die Fe­
stigung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
und in diesem Rahmen um politische Vertrauensbildung so­
wie auch um die Klärung von Rechtsfragen. Die Auseinander­
setzung um diese Fragen hat an Schärfe zugenommen, weil 
die NATO unverändert an der Strategie der „flexible re­
sponse“ (flexible Erwiderung) festhält, die vom Ersteinsatz 
von Kernwaffen in einem mit konventionellen Waffen ge­
führten Krieg ausgeht.*5

In einer vom Stockholmer Internationalen Friedensfor- • 
schungsinstitut (Stockholm International Peace Research In­
stitute = SIPRI) unlängst herausgegebenen Sammlung von 
Aufsätzen international bekannter Persönlichkeiten werden 
verschiedene Positionen und Argumente zur Erstanwendung 
von Kernwaffen untersucht.16 Interessant ist, daß selbst füh­
rende NATO-Politiker aus unterschiedlicher Sicht eine Ände­
rung der Politik und Strategie der NATO in Richtung 
auf einen Nicht-Ersteinsatz von Kernwaffen fordern. Dabei 
zeigt sich, daß solche Positionen, wie sie die sozialistische 
Völkerrechtswissenschaft zum Verbot des Ersteinsatzes von 
Kernwaffen vertritt, weitgehend unterstützt und durch ver­
schiedene Argumente, insbesondere auch hinsichtlich der Be­
deutung difeser Problematik für Europa, untermauert wer­
den.

Mögliche Fälle des Einsatzes von Kernwaffen 
und ihre völkerrechtliche Wertung

Bei der Zusammenfassung des Standes der Diskussion zur 
Nicht-Erstanwendung von Kernwaffen und zu den sich dar­
aus ergebenden Schlußfolgerungen unterscheiden die Heraus­
geber der SIPRI-Publikation14 15 16 17 drei mögliche Fälle des Ein­
satzes von Kernwaffen:

a) in einem Überraschungsangriff mit dem Ziel, das stra­
tegische Nuklearpotential des Gegners zu vernichten;

b) im Verlauf der Eskalation eines mit konventionellen 
Waffen begonnenen militärischen Konflikts;

c) in einer Vergeltungsmaßnahme auf einen nuklearen 
Angriff.

Bei der völkerrechtlichen Wertung dieser drei Alternativen 
vertreten die Herausgeber die Auffassung, daß der Einsatz 
von Kernwaffen im Falle a) einen Erstschlag im Rahmen eines 
Aggressionskrieges darstellt und grundlegende Normen des 
Völkerrechts verletzt. Sie weisen darauf hin, daß die UN- 
Charta das Verbot der Aggression enthält, „unabhängig da­
von, welche Art von Waffen zur Anwendung kommt“ 
(S. 6, 23). Der Einsatz von Kernwaffen im Fall c) als Erwide­
rung auf einen nuklearen Angriff wird als erlaubt betrachtet, 
soweit die Proportionalität im Ausmaß gegeben ist. Die Au­
toren argumentieren diesen Fall nicht aus. Ihre Position kann 
aber auf das Recht der individuellen und kollektiven Selbst­
verteidigung gestützt werden, das in Art. 51 der UN-Charta 
geregelt ist.

Als kontrovers werden die Positionen hinsichtlich des Ein­
satzes von Kernwaffen im Fall b) eingeschätzt. Die Heraus­
geber lehnen auch in diesem Fall den Ersteinsatz von Kern­
waffen ab. Sie verweisen u. a. darauf, daß es „absolut keine 
Garantie gibt, eine nukleare Kriegführung in ihrem Ausmaß 
zu begrenzen, sobald die nukleare Schwelle überschritten 
wurde“ (S. 6). In Übereinstimmung mit der Völkerrechtslite­
ratur heben sie die Bedeutung der Normen und Regeln des 
humanitären Völkerrechts hervor18 und argumentieren, daß 
das Recht auf Selbstverteidigung nicht unbegrenzt ist. Ein­
schränkungen in der Wahl der Mittel zur Kriegführung se­
hen sie insbesondere in den allgemein anerkannten Regeln 
der Kriegführung, wie sie im IV. Haager Abkommen von 
1907 und in den vier Genfer Konventionen von 1949 enthalten 
sind, insbesondere zur Unterscheidung von Kombattanten und 
Nichtkombattanten sowie militärischer und ziviler Ziele, zum 
Schutz der Zivilbevölkerung, zur Respektierung der Unver­
letzlichkeit des Territoriums neutraler Staaten. Einschrän­
kungen ergeben sich ferner aus der analogen Anwendung des 
bereits vertraglich vereinbarten Verbots bestimmter Waffen­
arten (Genfer Protokoll von 1925) und — im Falle eines nicht 
spezifischen Verbots einer bestimmten Waffenart — aus der 
sog. Martens’schen Klausel (Präambel des IV. Haager Abkom­
mens), wonach -die Kriegführenden an die Grundsätze des 
Völkerrechts gebunden sind, „wie sie sich ergeben aus den 
unter gesitteten Völkern feststehenden Gebräuchen, aus den 
Gesetzen der Menschlichkeit und aus den Forderungen des 
öffentlichen Gewissens“-19 (S. 7, 23, 24).

In dem Zusammenhang weisen die Herausgeber darauf 
hin, daß die UdSSR, die bereits 1946 das Verbot der Produk­
tion und Anwendung dieser Waffen vorgeschlagen hatte, auch 
später — als das Kernwaffenmonopol der USA gebrochen
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war — beständig auf einem Verbot der Anwendung als einem 
ersten Schritt zu einem umfassenden Programm der Abrü­
stung bestand, während die USA eine Politik verfolgten, die 
die Möglichkeit des massiven Einsatzes von Kernwaffen selbst 
in Erwiderung eines auf niedriger Stufe geführten konventio­
nellen Angriffs einschloß (S. 8). Gleichzeitig stellen die Her­
ausgeber fest, daß sich auf breiter Front eine Ablehnung der 
Doktrin abzeichnet, die von der Legalität der Erstanwendung 
von Kernwaffen ausgeht.

Im Hinblick auf die Interessen Europas, das in erster Li­
nie von einem Ersteinsatz der Kernwaffen durch die NATO 
betroffen wäre, wird die Glaubwürdigkeit der Erstanwen­
dungsdoktrin der NATO als Abschreckungs- und Verteidi­
gungsdoktrin unter verschiedenen Gesichtspunkten in Frage 
gestellt: nicht nur deshalb — so argumentieren sie —, weil die 
Verbündeten dep USA im Falle einer extremen Situation 
kaum ein Vetorecht hinsichtlich des Ersteinsatzes von ihrem 
Territorium aus hätten, ja, nicht einmal konsultiert würden, 
sondern hauptsächlich deshalb, weil der Beginn einer nuklea­
ren Kriegführung in keiner Weise als eine vernünftige Ver­
teidigung betrachtet werden könnte. Die Verteidigung Euro­
pas kann nicht mit Kernwaffen erreicht - werden, weil von 
dem Augenblick an,, in dem die Erstanwendungspolitik der
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15 Vgl. B. W. Rogers, „NATO-Strategie: Erfordernisse für glaub­
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Das Buch vermittelt einen Oberblidc über den gegenwärtigen 
Stand der Diskussion, die Im Tell I von den drei Herausgebern 
zusammengefaßt wird. Die hauptsächlichen Argumente für und 
gegen eine Politik der Nicht-Erstanwendung von Kernwaffen wer­
den mit zwei Grundsatzartikeln lm Teil П wiedergegeben, die 
dann ln Teil ІП von neun bekannten Autoren unter verschiedenen 
Aspekten kommentiert werden. Ein kurzer Dokumentenanhang 
enthält u. a. die auf der 2. UN-Sondertagung über Abrüstung 1982 
abgegebenen Stellungnahmen der Staaten zum Nicht-Ersteinsatz 
von Kernwaffen sowie die Erklärungen der fünf kernwaffen­
besitzenden Staaten über Sicherheitsgarantien gegenüber nicht­
kernwaffenbesitzenden Staaten.
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